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A - TEXTLICHE FESTSETZUNGEN  
1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1, Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 

Im Plangebiet wird als Art der baulichen Nutzung ein allgemeines Wohngebiet im Sinne des § 4 BauNVO festgesetzt. Die 
Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO sind auch nicht ausnahmsweise zulässig. 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1, Nr. 1, BauGB, §§ 16-20 BauNVO) 

2.1 Grundflächenzahl GRZ (§ 16, Abs. 2, Nr. 1, § 17, § 19 BauNVO) 
Für die Teilbereiche werden folgende Grundflächenzahlen als Maximalwerte festgesetzt, soweit sich nicht aufgrund der 
festgesetzten überbaubaren Flächen ein geringeres Maß ergibt: 
 
WA 1 | 2: 0,35        WA 3: 0,25 

2.2 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2, Nr. 3 und § 20 BauNVO, Art. 81 BayBO),  
Die zulässige Geschossigkeit beträgt in allen Teilbereichen maximal I+D bei Sattel- Zelt und Walmdächern (SD, WD, ZD) bzw. 
maximal II bei Pult- und Flachdächern (PD/FD). Im Untergeschoss ist ausnahmsweise ein zusätzliche Vollgeschoss zulässig, wenn 
es sich aufgrund der Höhenlage im Gelände unter Beachtung der Festsetzung 2.3 ergibt. 
Zulässige Art der Ausführung siehe Regelschnitte. 

 
2.3  Gebäudehöhen und Höhenlage (§ 16 Abs. 2 Nr.4 und 18 BauNVO) 
 Die zulässigen Wand bzw. Firsthöhen für die zulässigen Dachformen betragen: 

SD 5 - 29°:         Wandhöhe (WH): max. 4.5 m         Firsthöhe (FH): max. 7m 
SD 30 - 50°:       Wandhöhe (WH): max. 3.5 m         Firsthöhe (FH): max. 9m 
PD:                     Wandhöhe (WH): max. 6.5 m  
FD:                     Wandhöhe (WH): max. 6.5 m  
 
Gemessen wird von der Erdgeschossfußbodenoberkante (EFOK) bis zur Schnittlinie Außenkante Außenwand / Oberkante 
Dachhaut, bzw. bis zum First. Die Oberkante der fertigen EFOK darf bergseitig maximal auf Höhe des vorhandenen Geländes 
liegen. Bezugspunkt ist der höchste Schnittpunkt des Gebäudes mit dem Gelände + maximal 0,50 m. Zulässige Art der 
Ausführung siehe Regelschnitte. 

 
3 Überbaubare Grundstücksfläche, Bauweise, Baugrenzen, Abstandsflächen 

(§ 9 Abs. 1, Nr. 2 BauGB, § 14, § 22 und § 23 BauNVO, Art. 6 BayBO) 

Neubauten und deren Gebäudeteile dürfen die festgesetzte Baugrenze nach § 23 Abs. 3 BauNVO nicht überschreiten. Anlagen 
wie Garagen, Stellplätze und überdachte Stellplätze gemäß § 12 BauNVO und ihre Zufahrten sowie Anlagen zur Ableitung von 
Wasser und Abwasser/Niederschlagswasser gem. § 14 Abs. 2 BauNVO sind auch außerhalb der Baugrenze zulässig. 

Es gilt die offene Bauweise im Sinne des § 22 BauNVO.  

Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

Unabhängig von den Festsetzungen des Bebauungsplanes gelten hinsichtlich der Abstandsflächen die Regelungen der BayBO; 
die durch die Baugrenzen ausgewiesene überbaubare Grundstücksfläche darf nur dann voll ausgenutzt werden, wenn die 
vorgeschriebenen Abstandsflächen eingehalten werden. 

4 Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1, Nr. 20 BauGB)  

4.1  Artenschutzrechtliche Maßnahmen (gemäß saP von Oktober 2026) 
Vermeidungsmaßnahme: Gehölzrodungen dürfen nur außerhalb der Vogelbrutzeit zwischen dem 01.10. und dem 28.02. 
durchgeführt werden.  

CEF- Maßnahmen:  

Vögel: Vor der Durchführung von Baumaßnahmen oder sonstigen Eingriffen auf den Grundstücken sind mögliche Vorkommen 
folgender Brutvogelarten erneut zu erfassen, zu überprüfen und artenschutzrechtlich zu bewerten: 

           Mehlschwalbe, Rauchschwalbe, Haussperling, Feldsperling, Star, Klappergrasmücke 

Bei der Erfassung sind Habitatstrukturen sowie sonstige Fortpflanzungs- und Ruhestätten auf den Grundstücken aufzunehmen. 
Bei festgestellten Vorkommen und absehbaren Eingriffen sind die im Folgenden dargelegten vorgezogenen 
Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) einzelfallbezogen (in Absprache mit der Naturschutzbehörde) verbindlich festzulegen 
und umzusetzen, die CEF-Maßnahmen müssen vor dem jeweiligen Eingriff funktionsfähig sein: 

• Anbringung von Ersatznisthilfen bzw. Schaffung von Ersatzhabitaten für Mehlschwalbe, Rauchschwalbe, Haussperling, 
Feldsperling und Star, falls diese bei Eingriffen betroffen sind.  

• Vorgezogener Ersatz bei der Fällung von Habitatbäumen (insb. Bäume mit Specht- und Fäulnishöhlen) in den 
jeweiligen Grundstücken mit Eingriffen (insb. durch Anbringung von Nisthilfen und Ausweisung von Quartierbäumen)  
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• Vorgezogener Ersatz von Gehölzstrukturen, falls bedrohte Arten wie die Klappergrasmücke in Grundstücken mit 
Eingriffen nachgewiesen werden.  

Fledermausarten: Alle heimischen Fledermausarten müssen bei Baumaßnahmen, welche den Umbau oder die Entfernung von 
Gebäuden oder älteren Bäumen betreffen, gesondert untersucht und entsprechend den Befunden bewertet werden. Bei 
festgestellten Vorkommen und absehbaren Eingriffen sind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 
einzelfallbezogen (in Absprache mit der Naturschutzbehörde) verbindlich festzulegen und umzusetzen. 

4.2.  Grünordnerische Vermeidungs- und Gestaltungsmaßnahmen 

 Die Baugrundstücke sind, soweit sie nicht als Gebäude-, Terrassen- oder Zuwegungsflächen benötigt werden, unbefestigt zu 
halten und gärtnerisch zu unterhalten und mit heimischen, klimafesten und standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen (siehe 
Vorschlag Pflanzliste im Anhang). Zum Ortsrand hin sind die Baugrundstücke durch heimische Hecken und Gehölze zu 
bepflanzen. Die Begrünung am Ortsrand ist auf Dauer zu unterhalten und bei Verlust oder Abgang zu ersetzen (mögliche 
Bepflanzung siehe Pflanzliste). 

 Die Anlage von Schottergärten ist nicht zulässig. Unter Schottergärten wird das künstliche Anlegen einer großflächig mit 
Steinen/Schotter/Kies/Glassplitt o.ä. bedeckten Gartenfläche verstanden, in der das Stein-/Schotter-/Kies/Glassplitt-Material das 
hauptsächliche Gestaltungsmittel darstellt und Pflanzen nicht oder nur in geringem Umfang vorhanden sind. Als großflächig im 
Sinne dieser Festsetzung gelten Flächen, einzeln oder in Summe, von mehr als 2 m² pro Grundstück. Ausgenommen hiervon sind 
Sockeldrainagezonen bis zu einer Breite von 0,30 m ab Gebäudekante.  

 Bei Einfriedungen ist zwischen Gelände und Zaununterkante ein Freihalteabstand von 15 cm als Durchlass für Kleintiere 
freizuhalten. 

Private Verkehrsflächen (Wohnwege, Garagenzufahrten und Hauszugänge) sind mit wasserdurchlässigen Oberflächen bzw. 
Pflaster mit offenen Fugen auszuführen; soweit dem weder wasserrechtliche, sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Sie sind auf das notwendige Maß zu beschränken. 

Als Pflanzempfehlung für Bäume innerhalb der Bauflächen gilt, dass mind. ein Laub- oder Obstbaum pro angefangene 500m² 
Grundstücksfläche gepflanzt werden sollte (Pflanzliste siehe Anhang).  
 

4.3  Gestaltung der Flächen zur Regelung des Wasserabflusses (i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 16b BauGB) 

Der geplante Abfanggraben (im Plan mit „R“ markiert“) ist naturnah als begrünte Mulde zu gestalten. Die Böden und 
Böschungen sind mit einer standortgerechten, wechselfeuchten Rasen- oder Staudenmischung zu begrünen (z. B. spezifische 
Regiosaatgut-Mischungen für Feuchtwiesen, Ursprungsgebiet 12 „Fränkisches Hügelland / autochthones Saatgut). Der Einsatz 
von chemischen Pflanzenschutz- und Düngemitteln ist unzulässig. Eine Bepflanzung mit Gehölzen ist nicht zulässig. 

 
5 Weitere Festsetzungen zum Klimaschutz sowie zur Rückhaltung und Versickerung von 

Niederschlagswasser (§ 1a Abs. 5 BauGB, § 9 Abs. 1, Nr. 14, 16, 20 und 25 BauGB) 
5.1 Dachgestaltung (§ 9 Abs. 1, Nr. 20 und 25 BauGB, Art. 81 BayBO) 

Flachdächer und Pultdächer sind mit einer extensiven oder intensiven Dachbegrünung auszustatten. Begrünungen sind für alle 
Dachformen und Dachneigungen bis zu 45° möglich. Die Dachfläche ist mit einer standortgerechten Sedum-/Gräser-
/Kräutermischung anzusäen und/oder mit standortgerechten Stauden zu bepflanzen. Die Begrünung ist auf Dauer fachgerecht 
zu unterhalten und bei Verlust oder Abgang zu ersetzen (mögliche Bepflanzung siehe Pflanzliste). Die Vegetationstragschicht 
muss bei intensiver Dachbegrünung mindestens 15 cm stark sein, bei extensiver mindestens 8 cm. Die Dächer sind konstruktiv 
entsprechend auszubilden. 

Die Ausführung einschichtiger Bauweisen ist nicht zulässig. Ausgenommen davon sind: erforderlichen Dachdurchdringungen 
und notwendige technische Anlagen, intensiv genutzte Freibereiche auf den Dächern (z.B. Terrassen) und Anlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie. 

5.2.  Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1, Nr. 14, 16c,16d und 20 BauGB) 

Die Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers von befestigten und unbefestigten Flächen ist auf geeigneten Flächen 
auf den jeweiligen Privatgrundstücken durchzuführen (siehe auch Hinweis 2). Ist dies nicht oder nicht ausreichend möglich, ist 
eine Retentionszisterne zu errichten, aus der das Niederschlagswasser gedrosselt abgeleitet wird. Die Planung und 
Dimensionierung der Versickerungsanlagen und der Retentionszisterne ist durch ein anerkanntes Fachbüro vornehmen zu 
lassen. Die Planung ist so vorzunehmen, dass durch die Versickerung bzw. Ableitung des Niederschlagswassers die 
benachbarten Grundstücke und Gebäude nicht beeinträchtigt werden. 

Das anfallende Oberflächenwasser von Dachflächen ist in eine Zisterne auf dem jeweiligen Grundstück abzuleiten. Das 
gesammelte Wasser ist z.B. für die Gartenbewässerung oder eventuell für die Toilettenspülung zu verwenden oder in 
Sickerschächten auf dem Grundstück abzuleiten und zu versickern.  

Die Größe bzw. das Volumen der Auffangbehälter ist im Rahmen der Folge/Eingabeplanung für jedes Vorhaben im 
Bebauungsplangebiet im Einzelfall mit der Gemeinde abzustimmen. Die Installation von Brauchwasseranlagen ist dem 
Gesundheitsamt Neumarkt i. d. OPf. anzuzeigen. Brauchwasseranlagen sind nach der Fertigstellung vom Betreiber der 
öffentlichen Wasserversorgungsanlage abnehmen zu lassen. 
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B - ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO) 
1 Gestaltung der Baukörper - Gebäudeform 

An- und Vorbauten sind innerhalb der Baugrenzen zulässig, müssen sich aber dem Hauptbaukörper unterordnen. 

2 Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen 
2.1 Die Anzahl der notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge richtet sich nach der jeweils gültigen Stellplatzsatzung des Marktes 

Postbauer-Heng.  

2.2 Der Abstand der Vorderseite von geschlossenen Garagen zu öffentlichen Verkehrsflächen muss mindestens 5 m betragen.  

2.3 Überdachte Stellplätze / Carports müssen zur straßenseitigen Grundstücksgrenze einen Abstand von mindestens 0,5 m 
einhalten. Seitenwände/seitliche Wandverschalungen von überdachten Stellplätzen/Carports sind bis zu einem Abstand von 2 m 
zur Grundstücksgrenze auszusparen oder transparent zu gestalten. 

2.4 Der erforderliche Stauraum vor den Garagen und überdachten Stellplätzen darf durch Einfriedungen nicht beschränkt werden.  

2.5 Bei angrenzenden Garagen und überdachten Stellplätzen an einer gemeinsamen Grundstücksgrenze hat sich der Zweitbauende 
im Profil, in Dachform und Dachneigung dem Erstbauenden anzupassen. Maßgeblich ist der/die zuerst genehmigte überdachte 
Stellplatz oder Garage. Ein Kniestock für Garagen ist nicht zulässig. Das Errichten von Blechgaragen ist unzulässig. Des Weiteren 
gelten die Regelungen der GaStellV i.V.m der BayBO.  

2.6 Flachdächer von Garagen und Carports sind mit einer extensiven oder intensiven Dachbegrünung oder mit Photovoltaik-
Modulen auszustatten. Die Begrünung ist auf Dauer fachgerecht zu unterhalten und bei Verlust oder Abgang zu ersetzen 
(mögliche Bepflanzung siehe Pflanzliste Begründung o. FLL-Dachbegrünungsrichtline (2018)). 
Die Dachaufbauten sind konstruktiv entsprechend auszubilden. Die Vegetationstragschicht muss bei intensiver Dachbegrünung 
mindestens 15 cm stark sein, bei extensiver 8 cm. Die Ausführung einschichtiger Bauweisen bei Dachbegrünungen ist nicht 
zulässig. Ausgenommen davon sind erforderliche Dachdurchdringungen und notwendige technische Anlagen und Anlagen zur 
Nutzung der Sonnenenergie. (i.V.m § 9 Abs. 1 Nr. 20 u. 25 BauGB).  

3 Grundstückseinfriedungen, Stützmauern und Geländegestaltung 
3.1      Geländegestaltung, Auffüllungen und Abgrabungen (i.V.m § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Aufschüttungen und Abgrabungen sind auf das notwendige Maß zu beschränken. Diese sind nur im Bereich von 5 m um das 
Gebäude bzw. die Garagen zulässig. Das um die Gebäude liegende Gelände ist hierbei so zu modellieren, dass das 
Niederschlagswasser aus dem Umfeld abfließen kann. 

 

C - HINWEISE 
1 Grundwasser/ Hangwasser (§ 8 Abs. 1 WHG) 

Aufgrund von evtl. zufließendem Hangwasser sind Schutzmaßnahmen zu prüfen. Vor Baubeginn sollte durch geeignete 
Untergrunderkundungen abgeklärt werden, wie hoch das Grundwasser ansteht. Auf möglichen Wasserzufluss wird hingewiesen. 
Es wird empfohlen, zum Schutz gegen Grund-, Schichten- und Oberflächenwasser wasserundurchlässige Wannen und gesicherte 
Lichtschächte auszubilden bzw. konstruktive Maßnahmen zur Vermeidung von Schäden zu ergreifen. Grundwasserabsenkungen 
während der Bauzeit sind grundsätzlich wasserrechtlich genehmigungspflichtig. Der Bauherr hat vorab eine wasserrechtliche 
Genehmigung beim Landratsamt Neumarkt i. d. Opf. zu beantragen. Permanente Grundwasserabsenkungen sind unzulässig. 
Quell-, Schichten- oder Drainwasser dürfen weder in den Schmutzwasserkanal noch in den Regenwasserkanal eingeleitet 
werden.  

2 Starkregenereignisse, Niederschlagswasser und Regenwassereinleitung (§ 9 und § 14 BauGB i.v.m. Art. 44 Abs. 1 BayWG, § 9 Abs. 
4e BNatschG, § 55 Abs. 2 WHG) 
Es wird auf Schutzmaßnahmen bei Starkregenereignissen gemäß der Bürgerbroschüre „Leitfaden Starkregen – Objektschutz und 
bauliche Vorsorge“ hingewiesen. Diese ist u.a. online auf der Website des Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) unter www.bbsr.bund.de öffentlich einsehbar. Das nicht verschmutzte Niederschlagswasser ist soweit möglich auf den 
jeweiligen Privatgrundstücken zu versickern. Es ist nicht zulässig, Niederschlagswasser in den Schmutzwasserkanal zu leiten. 
Niederschlagswasser von versiegelten Flächen darf nicht oberflächig auf die Verkehrsflächen abgeleitet werden. Für die 
anfallende Dachentwässerung sollen auf den Grundstücken Möglichkeiten zur Versickerung oder zum Rückhalt geschaffen 
werden (siehe Festsetzung 5.2). Bei der Versickerung des gesammelten Niederschlagswassers von undurchlässig befestigten 
Flächen sind die Vorgaben der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) mit den dazugehörigen technischen 
Regeln (TRENGW) eigenverantwortlich vom Bauherrn zu berücksichtigen. 

3 Pflanzungen – Mindestabstand (AGBGB, Art. 47) 
Bei Neupflanzungen von Gehölzen sind die gesetzlichen Grenzabstände einzuhalten: 
Gehölze bis zu 2,0 m Höhe – mindestens 0,5 m Abstand von der Grundstücksgrenze 
Gehölze über 2,0 m Höhe – mindestens 2,0 m Abstand von der Grundstücksgrenze 

Die Abstände gemäß "Merkblatt über Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen, Ausgabe 2013 ist zu beachten. Diese ist unter anderem online auf der Website des FGSV Verlags unter der 
Adresse www.fgsv-verlag.de öffentlich einsehbar. 
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4 Immissionen/Emissionen (DIN 18005) 
Bei einem Betrieb von haustechnischen Anlagen (z.B. Klimageräte, Abluftführungen, Wärmepumpen) gelten in der Summe 
folgende Immissionsrichtwerte für allgemeine Wohngebiete: tags (06.00-22.00): 55 dB(A), nachts (22.00-06.00): 40 dB(A). Die DIN 
18005 wird zu den üblichen Dienststunden der Stadt zur öffentlichen Einsicht bereitgehalten. 

Von den bestehenden umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flächen und Hofstellen können, selbst bei ordnungsgemäßer 
Bewirtschaftung, Lärm-. Geruchs- und Staubemissionen ausgehen. Dies kann auch vor 6.00 Uhr morgens bzw. nach 22.00 Uhr 
sowie an Sonn- und Feiertagen - während landwirtschaftlicher Saisonarbeiten – der Fall sein. Diese Emissionen sind zu tolerieren 
und zu akzeptieren. 

5 Bodenschutz und Altlasten (DIN 19731, §§ 6-8 BBodSchV)  
Auf den besonderen Schutz des Mutterbodens und sonstige Vorgaben zum Umgang und zum Schutz von Boden nach DIN 
19731 und §§ 6-8 BBodSchV wird hingewiesen. Werden bei Erschließungs- oder Baumaßnahmen Anzeichen gefunden, die auf 
einen Altlastverdacht schließen lassen, ist die Bodenschutzbehörde beim Landratsamt Neumarkt und das Wasserwirtschaftsamt 
Regensburg unverzüglich zu informieren. Weitere Hinweise zum Umgang mit Bodenmaterial sind in der gleichnamigen 
Broschüre des LfU (2022) online unter www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/bodenmaterial/index.htm einzusehen. 

6 Denkmäler, Bodenfunde (Art. 7, Abs. 1, Art. 8, Abs. 1, 2 BayDSchG) 
Alle mit der Durchführung eines Bauprojektes betrauten Personen müssen darauf hingewiesen werden, dass auftretende vor- 
und frühgeschichtliche Funde nach dem Bayerischen Denkmalschutzgesetz unverzüglich dem Bayerischen Landesamt für 
Denkmalpflege oder der unteren Denkmalschutzbehörde gemeldet werden müssen. Archäologische Boden- und Baudenkmäler 
genießen den Schutz des BayDSchG. 

7  Technische Infrastruktur und Telekommunikationslinien 
Im Planbereich befinden sich bestehende unterirdische Anlagen der technische Infrastruktur und Telekommunikationslinien, die 
beim Markt einsehbar sind. Zusätzlich zu den bekannt gegebenen Anlagen können sich vor Ort weitere im Eigentum Dritter 
stehende Anlagen - insbesondere Kabel, Rohre oder Leitungen z.B. zum Anschluss von erneuerbaren Energieanlagen– befinden. 
Diese sind nicht im Planwerk dokumentiert, da hierfür ist der jeweilige Anlagenbetreiber zuständig ist. Sämtliche mögliche 
Planungsträger sind bei öffentlichen und privaten Planungen und Bauvorhaben rechtzeitig in den Verfahrensablauf einzubinden, 
um eine rechtzeitige Koordinierung zu gewährleisten. 

8 Baumfallzone  
Für die angrenzenden Grundstücke wird auf die Gefahr durch herabfallende Bäume oder Baumteile (Baumfallzone) hingewiesen. 
Die Bemessung der Baumfallzonenbereiche bezieht sich auf den vorhandenen Waldrand und umfasst (von dort aus) eine 
Gesamtbreite von 25 m. Im Bereich der Baumfallzone sollten bei der Neuerrichtung von Gebäuden von den Eigentümern 
bauliche Maßnahmen zur Abwehr von Personenschäden (z.B. statisch verstärkter Dachstuhl) ergriffen werden. 

9 Geothermie 
Laut den Datensätzen des Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU Bayern, Energie-Atlas, November 2025) liegt das 
Planungsgebiet in einem Gebiet, in dem der Bau von Erdwärmesondenanlagen und Grundwasserwärmepumpenanlagen nicht 
möglich ist. Aus Gründen des Grundwasserschutzes ist eine tiefere Bohrung voraussichtlich nicht erlaubt. Bei einer Bohrung 
können Karstgesteine angetroffen werden (Bis 100m werden voraussichtlich Karstgesteine durchbohrt).Der Bau einer 
Erdwärmekollektoranlage ist gemäß der Standortanalyse des LFU (UmweltAtlas Bayern, 2025) außerhalb des 
Wasserschutzgebietes möglich. Erdwärmekollektoren sind in der Regel nicht genehmigungspflichtig. Eine wasserrechtliche 
Erlaubnis ist aber erforderlich, wenn der Erdwärmekollektor unter 1 Meter über dem höchsten Grundwasserstand, innerhalb von 
Überschwemmungsgebieten, in Uferbereichen von Gewässern oder im Wasserschutzgebiet liegt. Das Landratsamt Neumarkt i.d. 
Opf. bietet dazu seine Beratung an. 

10  Baugrund  
Der Geltungsbereich liegt innerhalb bzw. in der Nähe eines Gefahrenhinweisbereichs, in dem im Untergrund verkarstungsfähige 
Gesteine anstehen. In diesen Gebieten kann es in ungünstigen Fällen zu Nachsackungen oder zum Einsturz von unteridischen 
Hohlräumen kommen. In vielen Gebieten ist die Gefährdung jedoch eher als Restrisiko anzusehen, das aber bei allen Planungen 
und Maßnahmen in Betracht gezogen werden sollte. Es wird auf die mögliche Erforderlichkeit von gebäudebezogenen 
Maßnahmen im Fall von Neubauten gemäß der Standortauskunft Geogefahren des Bayerisches Landesamt für Umwelt (LfU) 
(https://www.umweltatlas.bayern.de) hingewiesen. Die dort dargestellten Informationen geben lediglich einen groben Überblick 
über die am oben genannten Standort aktuell bekannte Gefährdungssituation. Sie ersetzen in keinem Fall eine 
Baugrunduntersuchung oder ein geotechnisches Gutachten. 

11  DIN-Normen 
Im Text zitierte (DIN-) Normen können im Bauamt während der Öffnungszeiten des Rathauses oder bei Normenauslegestellen 
eingesehen werden. Wo im näheren Umfeld die kostenfreie Einsichtnahme von Normen vor Ort bei Normauslegestellen möglich 
ist, kann unter https://www.dinmedia.de/de/normen-services/auslegestellen#/search (Aufruf im Juli 2025) eingesehen werden.  


